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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. GmbHG: Inhalt der vom Liquidator abzugebenden Versicherung 

Beschluss vom 24.09.2024, Az: II ZB 15/23  

2. BGB: Wohngebäudeversicherung und Transparenzgebot 
Urteil vom 25.09.2024, Az: IV ZR 350/22  

3. VVG: Ermittlung der Mindestzuführung zur Rückstellung für Beitragsrücker-
stattung  
Urteil vom 18.09.2024, Az: IV ZR 436/22  

4. WEG: Beschlusskompetenz der Wohnungseigentümer 
Versaeumnisurteil vom 19.07.2024, Az: V ZR 226/23  

5. ZPO: Darlegungs- nicht Beweiserleichterung für Geschädigte  
Beschluss vom 30.07.2024, Az: VI ZR 122/23  

6. InsO: Beurteilung der Massezugehörigkeit des Steuererstattungsanspruchs 
Beschluss vom 26.09.2024, Az: IX ZB 5/24  

7. VV-RVG: Entstehen der Einigungsgebühr 
Beschluss vom 14.08.2024, Az: XII ZB 478/22  

8. EnWG: Wahrung des diskriminierungsfreien Zugangs zu Stromnetzen  
Urteil vom 17.09.2024, Az: EnZR 57/23  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. GmbHG: Inhalt der vom Liquidator abzugebenden Versicherung 

Beschluss vom 24.09.2024, Az: II ZB 15/23 
Die vom Liquidator einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung nach § 67 Abs. 3 Satz 
1 , § 66 Abs. 4 , § 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2, Satz 3 , § 8 Abs. 3 Satz 1 GmbHG abzuge-
bende Versicherung muss enthalten, dass er auch in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum keinem Berufs- oder Gewebeverbot unterliegt, das dem in 
§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 GmbHG genannten Verbot vergleichbar ist. 
 

  

2. BGB: Wohngebäudeversicherung und Transparenzgebot 
Urteil vom 25.09.2024, Az: IV ZR 350/22 
Eine Klausel in Allgemeinen Versicherungsbedingungen der Wohngebäudeversiche-
rung, die dem Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls die Einhaltung 
aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften 
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aufgibt, verstößt nicht gegen das Transparenzgebot des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB und 
benachteiligt den Versicherungsnehmer nicht unangemessen im Sinne von § 307 Abs. 
1 Satz 1 BGB. 
 

  

3. VVG: Ermittlung der Mindestzuführung zur Rückstellung für Beitragsrücker-
stattung  
Urteil vom 18.09.2024, Az: IV ZR 436/22 
a) Die für die Ermittlung der Mindestzuführung zur Rückstellung für Beitragsrücker-
stattung in § 6 Abs. 1 Satz 1 Mindestzuführungsverordnung (hier in der ab dem 1. Au-
gust 2017 geltenden Fassung) festgelegte Quote von 90 % bezieht sich nur auf die an-
zurechnenden Kapitalerträge und nicht auf die Differenz zwischen anzurechnenden 
Kapitalerträgen und rechnungsmäßigen Zinsen. 
 
b) Weder die in § 153 Abs. 2 Satz 1 VVG geforderte Beteiligung der Versicherten am 
Überschuss nach einem verursachungsorientierten Verfahren noch d er Gleichbehand-
lungsgrundsatz gemäß § 138 Abs. 2 VAG verbieten es im Grundsatz, bei der Zuteilung 
der Überschüsse auf die überschussberechtigten Verträge den Verträgen mit einer hö-
heren Garantieverzinsung eine in Prozent ihres Deckungskapitals geringere Über-
schussbeteiligung zuzuteilen als den Verträgen mit einem niedrigeren Rechnungszins. 
 
c) Zur Wirksamkeit einer Bestimmung in Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
eine Rentenversicherung, nach der die Abschluss- und Vertriebskosten in gleichmäßi-
gen Jahresbeträgen über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren, jedoch nicht län-
ger als bis zum Ende der vereinbarten Beitragszahlungsdauer verteilt werden. 
 
d) Zur Wirksamkeit von Bestimmungen in Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
für eine Rentenversicherung zum Stornoabzug für erhöhte Verwaltungsaufwendungen 
bei Beitragsfreistellung und Kündigung. 
 

  

4. WEG: Beschlusskompetenz der Wohnungseigentümer 
Versaeumnisurteil vom 19.07.2024, Az: V ZR 226/23 
a) Die Wohnungseigentümer können seit dem 1. Dezember 2020 eine bauliche Verän-
derung auch dann beschließen, wenn die Nutzungsbefugnis an dem dafür vorgesehe-
nen Gemeinschaftseigentum dauerhaft nur dem bauwilligen Wohnungseigentümer zu-
stehen soll (Fortführung von Senat, Urteil vom 9. Februar 2024 - V ZR 244/22 , NJW 
2024, 1030 Rn. 14). 
 
b) Die Beschlusskompetenz für die Gestattung einer baulichen Veränderung besteht 
auch dann, wenn die Beschlussfassung dazu führt, dass die in einer Vereinbarung vor-
gesehene Nutzung des Gemeinschaftseigentums faktisch nicht mehr möglich ist. 
 
c) Den Wohnungseigentümern fehlt die Kompetenz, durch Beschluss Kompensations-
zahlungen festzulegen, die die Wohnungseigentümer, denen eine bauliche Verände-
rung gestattet wird, an die übrigen Wohnungseigentümer leisten sollen. 
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5. ZPO: Darlegungs- nicht Beweiserleichterung für Geschädigte  
Beschluss vom 30.07.2024, Az: VI ZR 122/23 
Dem Geschädigten wird durch § 287 ZPO nicht nur die Beweisführung, sondern be-
reits die Darlegung erleichtert. Er muss zur substantiierten Darlegung des mit der 
Klage geltend gemachten Schadens weder ein Privatgutachten vorlegen, noch ein vor-
gelegtes Privatgutachten dem Ergebnis der Beweisaufnahme oder der gerichtlichen 
Überzeugungsbildung entsprechend ergänzen. Der Geschädigte kann durch einen ge-
richtlich bestellten Sachverständigen aufklären lassen, in welcher geringeren als von 
ihm ursprünglich geltend gemachten Höhe Reparaturkosten anfallen. 
 

  

6. InsO: Beurteilung der Massezugehörigkeit des Steuererstattungsanspruchs 
Beschluss vom 26.09.2024, Az: IX ZB 5/24 
InsO § 35 Abs. 1 , § 203 , §§ 286 ff 
Die Erteilung der Restschuldbefreiung steht einer Nachtragsverteilung nicht entgegen, 
wenn diese einen Gegenstand der Masse betrifft. 
InsO § 35 Abs. 1 ; AO § 46 Abs. 1 ; ZPO § 850e Nr. 3 
Die Beurteilung der Massezugehörigkeit des Steuererstattungsanspruchs ist unabhän-
gig von der Berechnung des pfändbaren Betrags des Arbeitseinkommens. 
 

  

7. VV-RVG: Entstehen der Einigungsgebühr 
Beschluss vom 14.08.2024, Az: XII ZB 478/22 
a) Das Entstehen einer Einigungsgebühr nach VV-RVG Nr. 1000 setzt voraus, dass 
bereits ein Rechtsverhältnis zwischen den Parteien besteht oder dies zumindest von ei-
ner Partei behauptet wird. Deshalb kann auch beim einvernehmlichen Abschluss von 
streitigen Vertragsverhandlungen keine Einigungsgebühr anfallen, wenn sich keine 
Partei bei den Verhandlungen einer auf Vertragsschluss gerichteten Rechtsposition be-
rühmt hat und durch den Vertrag zwischen den Parteien erstmals ein Rechtsverhältnis 
begründet wird. 
 
b) Die Ungewissheit, ob ein von dem Betreuer im Namen des Betroffenen abgeschlos-
senes und nach § 1821 Abs. 1 Nr. 1 BGB aF (jetzt: § 1850 Abs. 1 Satz 1 BGB ) geneh-
migungspflichtiges Grundstücksgeschäft nachträglich durch das Betreuungsgericht ge-
nehmigt wird, betrifft kein "Rechtsverhältnis" im Sinne von VV-RVG Nr. 1000 . 
 
c) Liegt den Verhandlungen der Vertragsparteien in Bezug auf das vom Betreuer abge-
schlossene Grundstücksgeschäft ansonsten kein streitiges oder ungewisses Rechtsver-
hältnis zugrunde, entsteht für den anwaltlichen Verfahrenspfleger auch dann keine Ei-
nigungsgebühr, wenn die Parteien ihren ursprünglichen Vertragsentwurf vor dem end-
gültigen Vertragsschluss entsprechend den Beanstandungen des im Genehmigungsver-
fahren bestellten Verfahrenspflegers anpassen, weil sie ansonsten eine Versagung der 
betreuungsgerichtlichen Genehmigung befürchten (Abgrenzung zum Senatsbeschluss 
vom 11. Dezember 2019 - XII ZB 276/19 -FamRZ 2020, 619). 
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8. EnWG: Wahrung des diskriminierungsfreien Zugangs zu Stromnetzen  
Urteil vom 17.09.2024, Az: EnZR 57/23 
a) Zur Wahrung des diskriminierungsfreien Zugangs zu Stromnetzen darf der Netzbe-
treiber Marktlokationen von Letztverbrauchern nicht ohne sachlichen Grund dem Bi-
lanzkreis eines bestimmten Lieferanten zuordnen. 
 
b) § 38 Abs. 1 Satz 1 EnWG, der für den Bereich der Niederspannung eine Ersatzver-
sorgung anordnet, findet keine entsprechende Anwendung auf Fälle des Energiebezugs 
in höheren Spannungsebenen. 
 
c) Kommt es in der Mittelspannung zum Ausfall eines Energielieferanten und fehlt es 
an einer vertraglich vereinbarten Ersatzversorgung, ist die Lieferstelle für die Über-
gangszeit bis zu einer möglichen Anschlusssperre dem Bilanzkreis eines Energiever-
sorgungsunternehmens zuzuordnen, das aus der insoweit maßgeblichen Sicht des 
Netzbetreibers voraussichtlich in der Lage ist, die Versorgung kurzfristig sicherzustel-
len. 
 
d) Fällt ein Folgelieferant zu einem Zeitpunkt aus, in dem noch ein Lieferverhältnis 
mit einem anderen Versorger besteht, hat der Netzbetreiber übergangsweise die betref-
fende Marktlokation auch über das Vertragsende hinaus diesem Lieferanten zuzuord-
nen, wenn dieser weiter lieferfähig ist; das gilt auch, wenn mehrere Energieversor-
gungsunternehmen geeignet sind. 
 
e) War die Bilanzkreiszuordnung wegen eines Verstoßes gegen das Diskriminierungs-
verbot nach § 20 Abs. 1 EnWG rechtswidrig, kann der Netzbetreiber die rückwirkende 
Zuordnung einer Lieferstelle zum Bilanzkreis des vertraglich verpflichteten Lieferan-
ten innerhalb der Clearingfrist gemäß den Marktregeln für die Durchführung der Bi-
lanzkreisabrechnung Strom der Bundesnetzagentur (MaBiS) nicht mangels Zustim-
mung desjenigen Lieferanten verweigern, dem die Lieferstelle fehlerhaft zugeordnet 
worden war. 
  

 

 


